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Die Verwerfung der Militärvorlage. | 
Alle Zeitungen find voll von dem großen Streit, 
der ascher Be vom Könige eingeſetzten Regierung und 
der von uns ſelbſt gewählten Abgeordneten wiederum 
efochten und leider noch immer nicht aus gefochten ift. 

Datze lang hatte die Kommiffion, fünf Tage lang 

hat das günze Aüſeordrletengeus mit dem Kriegsminiſter 
und ſeinen Vertretern über die Reorganiſation des 

Fieber sbesres verhandelt. In dieſen Verhandlungen 

hat der Miniſter einmal vier 1 ee und 

dex Berichterſtatter, Profeſſor Gneiſt hat ihm in einer 

takt Werke een Babe ‚ermidert;:: i 
vom Liede auch dies Mal wieder geweſen: Wir ver⸗ 
ſtehen!die Regierung nicht, und die Regierung 
verſteht und nicht Am Ende haben die ſogenannten 
konſervativen Abgeordneten zu Allem, was die Regierung | 
will, Ja Et; aber es waren ihrer nur dreiunddreißig. 
Dagegen häben die Abgeordneten aller übrigen Parteien, 
ſo viele ihrer anweſend ſein konnten (und das waren 
zweihundert und acht und funfzig), einmüthig er⸗ 
klärt: Wir müſſen nach Pflicht und Gewifſen Nein 
ſagen, weil das, was der Herr Kriegsminiſter im Namen 
der Regierung fordert, nach unſerer wohl erwogenen 
Ueberzeugung im u ſteht mit dem Rechte 
und der Wohlfahrt des Landes. 

Was fordert aber der Herr Miniſter? 

Nun, er fordert, wenn wir auf die Worte der Re 
irren rtede und auf den Sinn ſeiner eigenen Er⸗ 
lärtngen ſehen, nicht weniger als folgende ſechs Stücke: 

1. die Regierung allein hat zu beſtimmen, aus 
wie vielen Bataillonen und Schwadronen das 
Friedenaheer beſtehen ſoll; 

2. die Regierung allein hat zu beſtimmen, wie 
viel Generäle, Offiziere und Unteroffiziere mit 
unſerem Gelde bezahlt werden ſollen; 

3. die Regierung allein hat zu beſtimmen, wie 
viel Mal zehntauſend Mann alljährlich von der 
san weg in das Friedensheer eingeftellt werden 
ſollen; 


4. der ſeit acht Jahren wieder angeordnete drei⸗ 
jährige Friedensdienſt bei der Fahne ſoll im 
age beibehalten und allen Ernſtes durchgeführt 

rden; 

5. der Kriegsminiſter ſoll das Recht haben, einen 
dienſtpflichtigen Mann, wenn ber ihm ; nöthig 
ſcheint, auch im Frieden ſieben volle Jahre 
bei der Fahne zu behalten; 

6. der Kriegsnriuſter ſoll das Recht haben, bei 
jeder Vorbereitung zu einem Kriege jeden Land⸗ 
wehrmann aus jedem Jahrgange einzuziehen. 

Dazu macht aher die Regierung, wie aus früheren 


und: doch ihr das wide Verhandlungen und befonders aus einer Erklärung des 


Finanzininiſters hervorgeht, noch folgende Anſprüche⸗ 

1. Unſere Abgeordneten follen (wenigſtens W für 
verpflichtet ſein, jedes Mal ſo viel Geld für das 
Friedensheer zu bewilligen, als die Regierung 
für durchaus nothwendig hält; 

2. wenn die Abgeordneten dieſe Pflicht nicht er⸗ 
füllen, ſo will die Regierung dagegen berechtigt 
ſein, auch fernerhin den Artikel 99 der Ver⸗ 
faſſung unausgeführt zu laſſen. Sie will dann 
berechtigt fein, auch Geld, das ihr nicht bewilligt 
iſt, aus der Staatskaſſe zu verausgaben. 

Von allen Miniſtern hat der Kriegsminiſter 
anz allein über dieſe Militärvorlage im Namen der 
egierung zu dem Abgeordnetenhauſe geſprochen, und 

im Namen der Regierung hat er keine einzige 
von jenen Forderungen aufgegeben. Er hat ſogar er⸗ 
klärt, daß er über keinen rg zur Vermittelung 
verhandeln wollte, weil er im Voraus wiſſe, daß die 
Mehrheit der Abgeordneten nichts annehmen würde, 
worauf die Regierung eingehen könne. Er muß alſo. 
auch gewußt haben, daß die Regierung in keinem Fall 
etwas bieten wollte, was für die Vertreter des Landes 
annehmbar gewefen wäre. 

Man bedenke, daß die Regierung nun ſchon zum 
vierten Male mit weſentlich denſelben Forderungen 
vor das Land hingetreten iſt. Sie mußte wiſſen, daß 
das Land fie auch diesmal durch den Mund ſeiner Ber- 
treter ablehnen werde. Auch mußte ſie wiſſen, daß ſie 


ſelbſt es den Abgeordneten unmöglich gemacht hatte, ihr 
noch einmal, wie im Jahre 1863, mit eigenen Vor⸗ 
ſchlägen entgegenzukommen. 

Wenn die Abgeordneten nicht mit ihren eigenen 
Händen dazu helfen wollten, dem Lande die neue Hee⸗ 
reslaſt noch viel unerträglicher zu machen, wie fie es 


ſchon iſt, ja, wenn die Abgeordneten nicht ſelbſt das | 


Recht des Landes aufgeben wollten, ſo konnten fie 
nur thun, was fie am 5. Mat gethan haben; fie konn⸗ 
ten nur, wie fie es gethan haben, ein einfaches und 
deutliches Nein ſagen. 

Es iſt ein ſchweres Geſchick, daß die beſten Kräfte 
des Landes noch immer lahm gelegt ſind durch den un⸗ 
ſeligen Zwieſpalt mit der Regierung. Aber es wäre ein 
noch viel größeres Unglück, wenn wir Abgeordnete ge⸗ 
wählt hätten, die ſo verblendet oder ſo ſchwach wären, 


um den gegenwärtigen Uebeln dadurch entweichen zu 


wollen, daß ſie das Recht und damit die ganze zu⸗ 
künftige Wohlfahrt des Landes Preis gäben. Das 
Volk, ſagte der Abgeordnete Waldeck, iſt nicht ewig, 
wie Gott es iſt, und wie die Wahrheit und das Recht 
es auch ſind. Aber wenn das Volk an Wahrheit 
und Recht uner ſchütterlich feſthält, jo gehört 
doch ihm die Zukunft, und nicht ſeinen Gegnern. 


Politiſche Wochenſchau. 


Preußen. Nach einer laugen und gründlichen Debatte 
hat das Abgeordnetenhaus in der vorigen Woche zum vier⸗ 
ten Male feine Entſcheidung in der Militärfrage abgege ⸗ 
ben. Mit 258 gegen 33 Stimmen iſt die Regierungs⸗ 


haben ihre Juſtimmung zu der Reorganiſation erklärt. Unter 


den Rednern, welche die Gründe entwickelten, die gegen An⸗ 


nubme der Reorganiſation ſprachen, zeichneten ſich vor allen 
die Abgeordneten Jacobi, Waldeck und in ſeinem Schluß⸗ 
Referat der Abgeordnete Gneift aus. Da wir dieſe Frage 


an einer anderen Stelle unſeres Blattes ausführlich beſprochen 


haben, ſo wollen wir hier nicht näher darauf eingehen. Die 


0 


in unſerer letzten Wochenſchau ausgeſprochene Erwartung, 


daß die Regierung ſich mit dem Bonin'ſchen Amendement 
einverſtanden erklären werde, hat ſich nicht beitätigt. 

Jetzt iſt die Kammer mit der Berathung über die ein⸗ 
zelnen Poſten des Staatshaushaltsgeſetzes beſchäftigt. Bei 
Gelegenheit des Titels, weicher von der Bank handelt, wurde 
durch eine große Maſorität, der ſich auch Graf Schwerin, 
der ehemalige Miniſter afgeichieffen batte, eine Königliche 
Kabinetsordre vom Oktober v. J., durch welche einige in der 
geſetzlich feſtgeſtellten Baukordunng enthaltene Beſtimmungen, 
die durch Zinsbeſchränkungen den Handel drückten, aufge⸗ 
hoben wurden, für rechtsungültig erklärt. Man war allſeitig 
der Anſicht, daß die Maßregel ſelbſt eine nothwendige und 
zweckmäßige ſei, aber man ging von dem Geſichtspunkt aus, 
daß eine geſetzliche Beſtimmung nicht durch eine Kabinets⸗ 
Ordre, ſondern nur durch ein zwiſchen den drei Faktoren ver⸗ 
einbartes Geſetz abgeändert werden kann. 

Die Regierungsvorlage wegen der Marine⸗Anleihe, 
welche jetzt von der Kommiſſion des Abgeordnetenhauſes be⸗ 
rathen wird, hat keine Ausſicht, die Mehrheit im Hauſe zu 
erhalten. Abgeſehen von den vielen anderen Gründen, welche 
für eine Ablehnung ſprechen, muß auch berückſichtigt werden, 


daß die Regierung eine Anleihe verlangt, um die 
eines Seen Öitlfenente bei Kiel zu decken, wihrend dach 
Allem, was man hört, die preußiſche Regierung mit ihren 
Anſprüchen auf die Erwerbung des betreffenden Terrains 
ohne bedeutende Opfer ſchwerlich durchdringen wird. 

In nicht allzulanger Zeit wird in der Kammer die Ver⸗ 
handlung über den mit Oeſterreich abgeſchloſſenen Handels. 
vertrag beginnen. Obgleich die legen Grundſätze, 
welche in dieſem Vertrage zur Geltung kommen, als ein 
Fortſchritt in der Entwickelung der Handelspolitik des Zoll⸗ 
vereins zu betrachten ſind, ſo müſſen doch zwei Beſtimmungen 


ganz ernſte Bedenken erregen. Die erſte dieſer Beſti 8 
5 9 immun 


gen iſt der Abſchluß eines ſogenannten Zollkartells, d. h. eine 
Verabredung, daß jeder Staat an den Grenzen den Schmuggel 
nicht nur in ſeinem, ſondern auch im Intereſſe ſeines Nach⸗ 
bars verhindern will. Wir ſind gewiß weit entfernt, den 
Schmuggel vertheidigen zu wollen, und ebenſowenig ſind wir 
geneigt, dem Staate die Aufgabe zu ſtellen, ſeinen Unter⸗ 
thanen irgendwie zu Handlungen, welche die Geſetze des Nach⸗ 
barlandes verletzen, beſondere Gelegenheit zu geben. In 
dieſem Falle aber, wo es ſich um eine Grlei terung oder 
um eine Erſchwerung des Handelsverkehrs handelt, kann man 
ſich doch nicht mit bloßen Unterdrückungsmaßregeln oder gar 
polizeilichen Beſchränkungen des Verkehrs begnügen, ſondern 
muß doch vor Allem unterſuchen, was iſt Schmuggel, wo⸗ 
durch wird er hervorgerufen, und wie kann er am beſten 
verhindert werden. 

Der Schmuggel iſt aber weiter nichts als das Beſtreben, 
den Handel, welcher durch zu hohe Grenzzölle behindert reſp. 
unmöglich gemacht iſt, die auf ſolche Weiſe verſchloſſenen 
Wege zu öffnen, und er wird daher durch zu hohe Zölle, 
8 dieſelben nun Prohibitiv- oder Schutzzölle ſein, erzeugt. 
Selbſt der Finanzzoll wird ſich danach beſtimmen * 


r i i tern daß er keine Schmuggelprämie macht. Daraus ergiebt ſich 
Vorlage verworfen worden; nur die konſervativen Mitglieder; 0 
des Hauſes und einige Mitglieder der ultramontanen Partei 


auch zugleich das Mittel, wie dem Schmuggel ein Ende zu 
machen iſt. Der Lohn, welchen der Schmuggler für die Be⸗ 
förderung der Waaren erhält, iſt natürlich wegen der großen 
Gefahren, denen er ſich dabei ausſetzt, bedeutend höher, als 
die Koften des regelmäßigen Waarentransports. Man ſetze 
den Zoll auf dieſe Differenz oder doch auf eine wenig höhere 
Summe herab und Niemand wird mehr ſeine Waaren der 
Konfiskation ausſetzen, da er keinen oder doch nur ſehr ge⸗ 
ringen Vortheil davon haben würde. In dieſer Beziehung 
iſt der Schmuggel gewiſſermaßen ſehr lehrreich, da er einen 
Maßſtab für die Höhe des Zolles giebt, welchen eine Waare 
tragen kann, ohne daß der Handel mit ihr übermäßig er⸗ 
ſchwert wird. Wenn aber der Schmuggel eine Ermöglichung 
des ſonſt gehinderten Handels in ein Land iſt, welches hohe 
Grenzzölle hat, ſo hindert der Staat, welcher dieſe geheime 
Ausfuhr von Waaren aus ſeinem Lande ſelbſt verhindert, 
dadurch die Entwickelung des Handels und der Induſtrie 
ſeiner Unterthanen, d. h. er bezahlt ſeine Beamten mit dem 
Gelde, welches er aus der Steuerkraft ſeiner Unterthauen 
zieht, zu dem Zwecke, daß fie die Vermehrung dieſer Steuer · 
kraft beſchränken. Außerdem aber verzögert er den Moment, 
in welchem der jo geſchützte Nachbarſtaat zu der Einſicht ger 
langt, daß zu hohe Zölle nicht allein ſeine Einnahme verrin- 
ern, ſondern auch nicht einmal als Schutzzölle wirken. Vor 

lem aber führt er durch feine Mitwirkung zur Erhaltung 
der hohen Zölle in einem Nachbarſtaate ſeine eigenen Grenz- 
bewohner immerwährend in Verſuchung, beſtehende Geſetze 
zu übertreten. So ſchneidet ein Staat durch einen ſolchen 
Zollkartell in ſein eigenes Fleiſch, und wir müſſen es daher 
bedauern, daß in dem Vertrag dieſe Beſtimmung aufgenom- 
men worden iſt. j 


Die zwei denkliche Beſtimmung betrifft die jpäter an⸗ 
nbaßnende Zaſleini 12 5 zwiſchen dem Zollverein und Oeſter⸗ 
reich. Wir wollen hier nicht die Frage unterſuchen, ob nach 
einer Reihe von Jahren eine ſolche Zolleinigung möglich ſein 
wird oder nicht, aber ſo viel iſt ſicher, wenn eine ſolche Zoll⸗ 
einigung einſt möglich und wünſchenswerth fein wird, jo 
werden Unterhandlungen darüber ftattfinden, gleichviel, ob 
dieſelben im Vertrage vorgeſehen find oder nicht. Und wenn 
eine ſolche Zolleinigung nicht wünſchenswerth und nicht nützlich 
erſcheint, ſo wird man fie durch dahin zielende Vertrags⸗ 
beſtimmungen auch nicht herbeiführen. Deshalb muß jede 
ſolche Beſtimmung überflüffig und möglicherweiſe ſchädlich er⸗ 


ſcheinen. 
Schleswi e Ueber die Art und die Zeit der 
Berufung der 0 eswig⸗holſtein ſchen Stände verlautet noch 


immer nichts Gewiſſes, aber ſowohl aus den offtziöſen Kund⸗ 

ebungen von Berlin wie auch von Wien leuchtet die Be⸗ 
8 5 hervor, die Stände möchten ſich in einer, den betref⸗ 
fenden Kabinetten nicht angenehmen Weiſe ausſprechen, und 
deshalb beeilt man ſich, ſchon jetzt hervorzuheben, daß die 
Aeußerungen der Stände keine entſcheidende Bedeutung ha⸗ 
ben werden. : 

Ueber den Stand der Kieler Hafenangelegenheiten lauten 
die Nachrichten ſehr verſchieden. Während man von Berlin 
aus hört, daß die Vermeſſungsarbeiten und andere Vor⸗ 
bereitungen ihren ungeſtörten Fortgang haben, verſichern 
Blätter, welche der öſterreichiſchen Regierung nahe ſtehen, 
daß auf den wiederholten Proteſt Oeſterreichs hin dieſe Ar- 
beiten eingeſtellt worden ſind. d 

Hannover. Die erfte und die zweite Kammer haben 
beide den Beſchluß gefaßt, daß die Lotterie aufgehoben werden 
ſoll; nur über den Zeitpunkt, wann dies eintreten ſoll, herrſcht 
noch eine Verſchiedenheit der Meinungen. Die zweite Kammer 
will, daß dieſe Einrichtung vom 1. Januar 1866 aufhöre, 
während die erſte Kammer dieſelbe noch bis zum 1. Januar 
1868 fortbeſtehen laſſen will. Auf jeden Fall wird alſo in 

annover die Staatslotterie in nicht allzulanger Zeit ein 
nde haben, und wünſchen wir nur, daß auch andere Staaten 
recht bald dieſe Einnahmequelle fallen laſſen. 

Heſſen⸗Darmſtadt. Die zweile Kammer hat nach ſehr 
heftiger Debatte mit 28 gegen 12 Stimmen beſchloſſen, den 
Präſidenten des Staatsminiſteriums, den Frei- 
Kin v. Dalwigk wegen der, trotz den entgegenſtehenden 

eſchlüſſen der Kammer, fortdauernden Aufrechterhaltung der 
Mainzer Konvention (Vertrag zwiſchen der päpſtlichen Re⸗ 
gierung und der heſſiſchen Regierung) in Anklagezuſtand 
zu verſetzen. 

Oeſterreich. Im Abgeordnetenhauſe hat das Miniſterium 
nach langen Verhandlungen über das Budget des Kriegs⸗ 
miniſteriums eine Niederlage erlitten. Die Mehrheit hat ſich 


mit den Anträgen des Finanzausſchuſſes in Betreff der Strei- geleiſtet werden müßte, würde dem Lande „theurer, viel tben- 
chungen einverſtanden erklärt; ein gleiches iſt bei dem Etat der I DRS en 2 


es Marineminiſteriums geſchehen. Die Budgetberathung iſt 


damit beendigt, und wird es ſich in den nächſten Tagen ent⸗ 


ſcheiden, ob die Regierung trotz ihres Widerſtandes dei den 


Verhandlungen jetzt dem Budget, jo wie es aus den Be⸗ 
rathungen des Abgeordnetenhauſes hervorgegangen iſt, ſeine 
Zuſtimmung geben wird oder nicht. 


Frankreich. Der Kaiſer Napoleon iſt nach Algier ge⸗ 


reiſt. Man hatte viel von einem Komplott geſprochen, welches 
iu Lyon kurz vor feiner Ankunft daſelbſt entdeckt worden ſein 
ſoll, doch hat ſich das Gerücht als unrichtig herausgeſtellt. 

„ Italien. Die Unterhandlungen welche zwiſchen der Re. 
gierung des Königreichs Italien und dem päpſtlichen Stuhl 
geführt worden find, haben vor der Hand zu keinem Reſultat 


habhaft zu werden. 


geführt; der ehemalige italieniſche Miniſter Vegezzi, welcher 


mit der Führung der Unterhandlungen in Rom beauftragt 


war, iſt nach Florenz zurückgekehrt. ö 

England. Im Parlament finden Unterhandlungen über 
die Reform des Wahlgeſetzes ſtatt. Bis jetzt iſt in England 
die Wahlfähigkeit davon abhängig, daß man mindeſtens zehn 
Pfd. (d. h. 66 Thlr.) jährlich Miethe ER es iſt nun 
der Antrag geſtellt worden, das Wahlrecht ſchon bei einer 
Miethe von ſechs Pfd. (40 Thlr.) beginnen zu laſſen. 

Polen. Alle Gerüchte, welche, von Zeit zu Zeit auf- 
tauchend, von einer Amneſtie in dem Königreiche Polen ſpra 
chen, haben ſich bis jetzt als grundlos erwieſen. Zwar iſt 
General Murawieff, der mit ganz beſonderer Strenge in 
Lithauen verfahren, ſeines Amtes enthoben, aber die Peters 
burger Zeitungen heben bei dieſer Gelegenheit ausdrücklich 
hervor, daß kein Syſtemwechſel eintreten wird. 

Amerika. Der Mörder des Präſidenten Lincoln, der 
ehemalige Schauſpieler Wilkes Booth iſt in Maryland 
aufgefunden worden, jedoch gelang es nicht, ſeiner lebendig 

Bei dem Kampfe, den er gegen ſeine 
Verfolger einging, wurde er erſchoſſen. Seine Papiere be- 
weiſen, daß er ſich ſchon lange mit dem Gedanken getragen 
hat, den Präſidenten Lincoln gefangen zu nehmen und als 
Geißel für das Zuſtandekommen eines vortheilhaften Friedens 
nach dem Süden zu führen. — In der Haltung der Regie⸗ 
rung der Union iſt durch den Tod des Präſidenten keine 
Veränderung eingetreten. Der jetzige Präſident Johnſon 
tritt ganz in die Wege ſeines Vorgängers. j 
pe EN En nn a m 
Aus den Reden des Herrn Kriegsminiſters. 

Der Kriegsminiſter hat am 28. April eine beinahe vier⸗ 
ſtündige Rede gehalten. Er ſagte, daß er beſonders darum 
te weitläuftig ſein müſſe, weil er das Land aufklären wolle. 
Aber das Land nimmt den meiſten Anſtoß gerade daran, 
daß bei allen neuen Militärlaſten auch noch der dreijährige 
Friedensdienſt bei der Fahne unerbittlich feſtgehalten werden 
ſoll. Das Land verlangt daher mnie die zweijährige 


Dienſtzeit. Auch weiß der Kriegsminiſter ſehr gut, daß die 


Regierung ſich mit dem Lan de und dem Abgeordne— 


teuhauſe über viele weſentliche Neuerungen wohl verftän- 
digen könnte, wenn die Regierung nur die zweijährige 
Dienſtzeit zulaſſen wollte. 9 


2 Will fie das aber nicht, ſo 
müßte es wenigſtens für den Miniſter die Hauptaufgabe jei- 
ner langen Rede ſein, daß er die Nothwendigkeit der drei- 


fährigen a nach Kräften zu beweiſen ſuchte. Doch 


gerade dieſe Mühe hat er ſich nicht gegeben. Er ſagte 
darüber nur etwa Folgendes: Unter Umſtänden könnte die 
zweijährige Dienſtzeit allerdings eingeführt werden, aber ſie 
wäre durchaus keine Erleichterung für das Land. Denn die 
„Kompenſation“, d. h. der Erſatz, der dann der Regierung 


rer zu ſtehen“ kommen, als die dreijährige Dienſtzeit. „Das 
iſt leicht zu berechnen“, ſagte er. 

Natürlich waren wir begierig, zu hören, welche Rechnung 
denn der Herr Kriegsminiſter anſtellen würde, um dieſe auf⸗ 
fallende Behauptung wirklich zu beweiſen. Aber er ſtellte 
dieſe Berechnung eben nicht an. Er ſprach vielmehr 
nur folgende Worte: „Ich will aber in dieſem Augenblicke 
nicht darauf eingehen, wegen der, Kürze, aber ich bin ſehr 


gern bereit, dieſe Angelegenheit mit Jedem kalkulatoriſch zu 


beſprechen, der es irgend wünſcht.“ — Nun um die Kürze war 


es ihm doch ſonſt nicht zu thun, warum hätte er denn über⸗ 


haupt eine fo lange Rede gehalten, jo lang, wie man fie 
fonft nicht in unſern deutſchen Volksvertretungen zu hö⸗ 
ren gewohnt ift. Eben jo wenig kann man begreifen, wie 


eine „Kürze“, die gerade hier ſo wenig an ihrer Stelie |, Landſchaftskaſſe, aus Kirchengütern, durch Aemterverkauf 


war, dazu dienen kann, das Land aufzuklären. 


Dieſe Aufklärung nun wollte der Abgeordnete v. For⸗ 


ckenbeck dem Lande verſchaffen, wenn nämlich der 
Kriegsminiſter ſie überhaupt zu geben vermochte. 
Darum ſagte er am 4. Mai zum Kriegsminiſter: 
gierung hat immer behauptet, daß die Nothwendigkeit der 
dreijährigen Dienſtzeit durch die Erfahrungen des däniſchen 


Krieges bewieſen wäre; warum deun die Regierung nicht 


dieſen Beweis, etwa durch eine gründliche Denkſchrift, wirk⸗ 
lich geführt habe. Darauf antwortete der Kriegsminiſter, 
der Beweis ſei gar nicht ſchwer. Außer Offizieren und Be⸗ 
amten hätten in Schleswig 55,000 Mann (mit Einſchluß 
von 3500 Kapitulanten) geſtanden; von dieſen hätten 18,000 
bis 19,000 im erſteu oder zweiten Dieuſtjahre, und 9500 im 
dritten Dienſtjahre geſtanden. Aber wie viel von dieſen 9500 
erſt während des Krieges in das dritte Dienſtjahr einge⸗ 
treten ſind, das hat er nicht geſagt. Außerdem, ſagt er, 
ſtanden in der Armee 19,500 Reſerviſten und 3900 Land⸗ 
wehrleute, die alſo theils im vierten und fünften, theils im 
ſechsten oder ſiebenten Dienſtjahr ſich befanden. Aber wo⸗ 
rauf es gerade bei dieſen 23,400 ankam, davon 
bekamen wir gar nichts zu hören. Der Herr Kriegs⸗ 
Miniſter redete nämlich mit keiner Sylbe davon, ob vor dem 
Kriege von allen dieſen Leuten auch nur ein einziger 
drei Friedensjahre bindurch bei der Fahne geſtan⸗ 
den batte oder nicht. Und gerade das mußte er doch 
dem Lande ſagen, wenn er auch nur den Schatten eines 
Beweiſes dafür führen wollte, daß ein dreijähriger Frie⸗ 
densdienſt durchaus nöthig iſt, um ein kriegs tüchtiges 
Heer zu ſchaffen. So hat der Herr a e durch ſeine 
lange Rede alfo Niemanden aufgefl 


ſeinen getreuen Ständen in Streit lag. 

Der beſte Lehrer für denjenigen, welcher die gegenwär⸗ 
tigen Ereigniſſe richtig auffaſſen will, ift die Geſchichte. Wer 
ſie richtig verſteht, der wird ſehen, daß die Entwickelung der 
Völker ſich immer wieder und wieder nach gleichmäßigen Ge- 
ſetzen vollzieht, wenn auch oft die äußere Form der Ent 
wickelung eine andere zu ſein ſcheint. Aus dieſem Grunde, 
und um unſeren Leſern zu zeigen, daß ſich die Dinge oft ſo⸗ 
gar in Formen wiederholen, die, wenn auch in den Einzeln. 
Nee verſchieden, doch im Großen und Ganzen ſehr viel 


Aehnlichkeiten zeigen, wollen wir ihnen heut nach einem Auf- 


ſatz, welchen die „Schwäbiſche Zeitung“ gebracht hat, erzäh⸗ 
len, wie der Herzog Karl Eugen von Württemberg mit ſei⸗ 
nen Ständen in Streit gerieth, und welches Ende dieſer 
Streit nahm. . . . 
Vor ungefähr hundert Jahren, im Spätherbſt 1764, 
berief Herzeg Karl Eugen von Württemberg den Landtag 
ein, um mit dieſem „einen letzten Verſuch einer gütlichen 
Auskunft über den Militär⸗Unterhaltungspunkt“ zu machen, 
und forderte für die Zukunft eine Kriegsſteuer von 800,000 Fl. 
Der Herzog war ein kleiner Ludwig 14., der das Vater⸗ 
land mit ſeiner Perſon identifizirte und laut ausſprach, „daß 
es Niemandem in ſeinem Lande als ihm ſelbſt zuſtehe, zu 


ilen, auf wel Fuß der Kriegsſtaat nach den Um. . 5 
beurtheilen, auf welchen Fuß 3 0 tretung hatte geſiegt und durch den Erbvergleich eine befeftig- 


nden geſetzt werden müffe.” Diele Idee von der Allein⸗ 
heit des „Kriegsherrn“ und ſeine Mißachtung der Volks. 
Vertretung wurde noch genährt von der Hofparkei und dem 
Minister. Dieſer war der Graf Montmartin, der ſeine 
Macht über Alles ſtellte und das Geld durch Raub aus der 


die Re- 


= E „ ihn gern im Amte behalten hätte. 
Wie der Herzog Karl Eugen von Württemberg mit a i 
ſchlug der Herzog eine Vergleichs-Deputation vor, that 


und 11 Anleihen zu ſchaffen ſuchte. Nach Umſtänden 
heraus ordernd oder ſchmeichelnd, je nachdem der Wind von 
Wien ber wehte, wo die Stände über des Herzogs Regiment 
beim Reichshofrath Beſchwerde führten, warf er dieſen beute 
vor, ihr eigenes Betragen ſei Schuld an vielen Beſchwerde, 
und bat fie andern Tages, in „altdeutſcher Treue die Per 
einigungsmittel mehr in ſich ſelbſt als auswärts zu ſuchen.“ 
Die Stände blieben jedoch feſt und reichten eine neue 
Eingabe bei Hofe ein, die ſehr ungnädig aufgenommen ward. 
Sie wurden belehrt, „ſie hätten überhaupt beim Kriegs; 
weſen gar kein Wort mitzuſprechen, vielmehr ihre 
dadurch zur höchſten Ungebühr angemaßten ſtrafwürdigen 
Grundſätze einer Mitherrſchaft zu unterlafſen.“ Da trotz⸗ 
dem die Stände bei ihrer Anſicht beharrten, ie wurde der 
Landtag wiederholt aufgelöſt. Der Herzog hatte aber keinen 
Nutzen davon, denn dem Lande wurde durch ſtäudiſche Druck 
ſchriften das gute Recht ſeiner Vertreter ſo klar gemacht, 
daß die Regierung auch ihrerſeits zur Feder greifen mußt 
Aber wenn die Stände in Ludwigsburg freundlos waren, ſo 
hatten ſie deſto kräftigere Stützen in Berlin und Wien. In 
Preußen regierte damals Friedrich II., der (1765) das Ver⸗ 
fahren Karl Eugen s „des potiſch“ nannte und in Wien 
die Klagen der Landſchaft auf's kräftigfte unterſtützte. Mont⸗ 
martin trat jelbft den „ſauern Gang“ nach der Kaiſerſtade 
an, um dem Herzoge oder vielmehr ſich ſelbſt Rettung zu 
ſuchen, mußte aber, als dieſer Verſuch fehl ſchlug, zum Schein 
abdanken, um, wie er ſelbſt ſagte, „durch ſeine Gegenwart 
kein Hinderniß der glücklichen Wiederherſtellung des voll · 
kommenen Vertrauens zwiſchen Heer und Land zu ſein.“ Der 


Mann erkannte, daß er eimer ewige: Schäödewand zwichen 
der Herzog ſelbſt 


beiden ſein würde und trat ab, wenn 
Der Laudtag trat nun wieder zuſammen, und dieſem 


ihm wirklich einen Schritt zur Verſöhnung entgegen. Die 
Stände gingen auch ‚bereitwillig darauf ein, führten aber zu» 
gleich ihren Prozeß in Wien fort, den! der erde ſo gern. 
zurückgezogen geſehen hätte. So aufrichtig a db. Stände 


den Frieden juchen mochten, der Herzog trat ihnen immer 


wieder mit den alten Forderungen zu nahe und verlangte vor 
Allem die ſchnelle Regulirung der Militärfrage, die „für 
Fürſt und Land gleich nützlich fein würde“, denn ein ftatt⸗ 
liches Heer, wie er ſich durch die vorgeſchlagenen Aenderun⸗ 
gen ſchaffen wollte, war ſein Lieblingswunſch. Die Stände 
ihrerſeits beharrten bei ihrer Weigerung, jede dem Herzoge 
gefällige Truppenzahl zu unterhalten und ließen ſich nicht 
bewegen, den ſtändiſchen Beitrag für das Militär für immer 
auf einmal zu verwilligen und in Kriegszeiten auch noch die 
außerordentlichen Bedürfniſſe deſſelben zu übernehmen. Erſt 
als alle Hoffnung des Herzogs auf Wien geſcheitert war, 
gab er nach, und es kam endlich nach fünfjährigem Streite 
am 27. Februar 1770 zum Abſchluß des ſogenannten Erb⸗ 
Vergleichs, in dem der Herzog verſprach, „das Heer künftig 


auf einen ſolchen Fuß zu ſetzen, daß die Kriegskaſſe deſſen 


Erforderniffe beſtreiten könne und das Land dadurch nicht 
beſchwert werde.“ 
Die zähe Ausdauer der württembergiſchen Landes ⸗Ver⸗ 


tere Stellung gewonnen als je vorher. K ugen ließ be⸗ 
kanntlich im Jahre 1778 von allen Kanzeln um Verzeihun, 
bitten für die Irrthümer ſeiner Jugend wozu er gewiß au 
feine Mißachtung der Volksrechte gezählt haben wird. 


Druck und Verla. 


9 bn Sr Duncker in Berlin. — Verantwortlicher Redakteur und Herausgeber: Dr. G. Lewinſtein in Berlin. 


